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4.2	 Der Umgang mit den Betroffenen im Kontext der Aufarbeitung

Katharina Hoffmann

Um sexuellen Missbrauch aufzuarbeiten, ist die Einrichtung verschiedener Institutionen, die mit 
diesem Komplex beauftragt wurden, und die Verabschiedung von Bestimmungen nicht genug.1 
Zur konsequenten Aufarbeitung braucht es auch immer mutige Betroffene, die bereit sind, ihre Ge-
schichten und ihre Erlebnisse zu erzählen. Ohne solche Schilderungen wären viele Fälle gar nicht 
erst bekannt geworden. Spätestens seit 2002 der Missbrauch in Irland und den USA bekannt wurde, 
haben sich auch im Bistum Speyer immer wieder Betroffene gemeldet. Im Laufe der Zeit hat sich 
einiges daran verändert, wie mit diesen und ihren Erzählungen umgegangen wurde, Meldeprozesse 
abliefen und welchen Stellenwert die Betroffenen für die Aufarbeitung zugesprochen bekamen. Ziel 
dieses Kapitels ist es, exemplarisch eben diese Veränderungen abzubilden und zu versuchen, die 
Aufarbeitung aus Sicht der Betroffenen darzustellen. Im Fokus stehen dabei auch die Aspekte, die 
bei den Betroffenen auf Unverständnis stießen oder Anlass für Kritik boten. Grundlage dafür sind 
hauptsächlich Aussagen von einigen Betroffenen aus den Akten, die im Bischöflichen Rechtsamt 
angelegt wurden und Gesprächsprotokolle beziehungsweise Korrespondenz mit den Betroffenen 
enthalten. Zusätzlich wurden auch die im Rahmen des Forschungsprojekts geführten Interviews 
als Quellen herangezogen.2 Ferner sind im Archiv des Bistums Speyer (ABSp) einige diesbezüg-
lich sprechende Unterlagen zu finden, die ebenfalls berücksichtigt werden. Zur Strukturierung soll 
chronologisch vorgegangen werden, wobei die personellen Wechsel der Missbrauchsbeauftragten 
beziehungsweise Ansprechpersonen in der Regel die Zäsuren darstellen. Begonnen wird 2002 mit 
der Ernennung des ersten Missbrauchsbeauftragten.

Ähnlich wie das Thema des sexuellen Missbrauchs im Allgemeinen Geistlichen Rat (AGR) An-
fang des 21. Jahrhunderts noch wenig Berücksichtigung fand,3 scheint 2003/2004 auch Meldungen 
von Betroffenen eher geringe Bedeutung zugemessen worden zu sein. So schildert der „Spiegel“ 
2004 die Geschichte von zwei Betroffenen aus dem Bistum Speyer. Diese haben sich an den ersten 
Missbrauchsbeauftragten des Bistums, einen ehemaligen Landgerichtsvizepräsidenten, gewandt. 
Nach deren Aussage hatten sie das Gefühl, dass die erlebten Übergriffe von dem eingesetzten Miss-
brauchsbeauftragten eher bagatellisiert wurden. Eine Weiterleitung der Meldung erfolgte wohl an 
den Offizial, dieser wiederum verwies jedoch ausschließlich auf die Glaubenskongregation in Rom. 
Die Betroffenen selbst scheinen aber keinerlei Informationen bekommen zu haben, wie mit ihrer 

1	 Zu Details der Institutionen, ihrer Arbeitsweise und ihrer Wahrnehmung im Bistum vgl. Kap. 4.1 Aufarbeitung im 
Bistum Speyer.

2	 Zur Methode der Interviews vgl. Kap. 4.5 Interviews mit Betroffenen aus dem Bistum Speyer – Methodologie, Me-
thodik und aktueller Stand.

3	 Vgl. Kap. 4.1 Aufarbeitung im Bistum Speyer.
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Katharina Hoffmann

Meldung umgegangen wurde. Erst auf mehrfaches Nachfragen beim Ordinariat konnten sie in Er-
fahrung bringen, dass kircheninterne Maßnahmen ergriffen wurden. Welche das konkret waren, 
blieb, gemäß dem Artikel, als Personalangelegenheit jedoch geheim.4 Mit der Weitergabe der Mel-
dungen an die Glaubenskongregation und Kontaktauflagen für den Beschuldigten im Umgang mit 
Kindern und Jugendlichen wurden die Richtlinien der Deutschen Bischofskonferenz (DBK) zum 
Vorgehen bei sexuellem Missbrauch weitestgehend erfüllt.5 Dennoch durfte der Beschuldigte im 
Pfarrhaus wohnen bleiben und musste lediglich eine Geldstrafe entrichten.6 Unklar bleibt, ob wirk-
lich alle Schritte der Leitlinien eingehalten wurden. So gibt es keinen Beleg dafür, dass Gespräche 
mit Betroffenen und Beschuldigtem stattgefunden haben, wie es die Leitlinien vorgesehen hätten. 
Für die Betroffenen führten der Mangel an Kommunikation und die kaum nennenswerten Kon-
sequenzen für den Beschuldigten zu massiver Unzufriedenheit gegenüber dem Bistum. Mit dem 
Argument der Verjährung und dem Ruhestand des Beschuldigten tat das Bistum diese Unzufrie-
denheit einfach ab. Dieses Beispiel zeigt deutlich, wie marginal Anfang des 21. Jahrhunderts die 
Bedürfnisse Betroffener berücksichtigt und wie wenig deren Aussagen ernst genommen wurden.

Im März 2010 setzte das Bistum einen Rechtsanwalt als sogenannten Ombudsmann in Sachen 
Missbrauch ein. Dieser sollte Betroffenen ermöglichen, ihre Erfahrungen schildern zu können und 
gehört zu werden, ohne direkt mit dem Bistum selbst Kontakt aufnehmen zu müssen. Zentral war 
dabei, dass der Ombudsmann eine vom Bistum unabhängige Institution darstellte.7 Ergänzend zur 
Unabhängigkeit unterlag der Ombudsmann der anwaltschaftlichen Schweigepflicht und er hatte 
nur die Interessen der Betroffenen zu vertreten. Es war seine Aufgabe, zuzuhören, zu vermitteln 
und nach Möglichkeit, unter der Wahrung absoluter Vertraulichkeit, zu helfen.8 Dies bedeutete, 
dass weder die Staatsanwaltschaft noch der Bischof über die entsprechenden Meldungen informiert 
werden durften. Man könnte annehmen, dass dieses veränderte Vorgehen bei Betroffenen mehr 
Zustimmung fand. Nun wurde ihnen nicht nur zugehört, sondern auch ihre Handlungsspielräume 
erweiterten sich. Allerdings hatte die neue Regelung zur Vertraulichkeit auch die Folge, dass keine 
weiteren Schritte eingeleitet werden konnten. Inwieweit das den Erwartungen der Betroffenen ent-
sprach, kann mit dem vorliegenden Material nicht überprüft werden. 

Nachdem im August 2010 die Leitlinie der DBK für den Umgang mit sexuellem Missbrauch an-
gepasst und darin eine Pflicht zur Weiterleitung an die Strafverfolgungsbehörden und den Bischof 
festgeschrieben wurde,9 war das Modell des Ombudsmannes damit nicht mehr vereinbar. Deshalb 

4	 Vgl. Schwabe (22.9.2004), SPIEGEL Online, [Aufruf: 11.11.2024].
5	 Vgl. DBK (Hg.) (27.9.2002), Leitlinien, [Aufruf: 11.11.2024].
6	 Vgl. Schwabe (22.9.2004), SPIEGEL Online, [Aufruf: 11.11.2024].
7	 Vgl. Pressekonferenz im Wortlaut, S. 4, 5.11.2010, Archiv des Bistums Speyer (ABSp) 18.148.080; Philip Zimmer-

mann, Bischöfliches Ordinariat Speyer (BOS), Rechtsamt, Z/2-11/039, S. 21. Alle in Kapitälchen geschriebenen 
Namen sind fiktiv generiert und dienen der Anonymisierung. Ähnlichkeiten zu realen Personen sind rein zufällig.

8	 Vgl. Pressekonferenz im Wortlaut, S. 3, 5.11.2010, ABSp 18.148.080; Philip Zimmermann, BOS, Rechtsamt, Z/2-
11/039, S. 21.

9	 Vgl. DBK (Hg.) (2010), Leitlinien, [Aufruf: 12.11.2024]. Das Bistum Speyer hat die Meldepflicht 2010 wie folgt 
ausgelegt: Die Meldung an das Bistum sollte in jedem Fall erfolgen, um nach eigener Aussage Gefahrenbereiche 
zu erkennen. Bei der Meldung an die Staatsanwaltschaft sollte zwischen Fällen, die offensichtlich verjährt waren 
und somit nicht weitergeleitet wurden, und Fällen, bei denen die Verjährung fraglich war und die deshalb an die 
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ersetzte das Bistum den Ombudsmann im November 2010 durch eine Ansprechperson für Ver-
dachtsfälle des sexuellen Missbrauchs. Die neue Ansprechperson war von Beruf leitender Kriminal-
direktor und stellvertretender Polizeipräsident a. D.10 Um trotzdem die zugesicherte Vertraulichkeit 
zu wahren, mussten die Betroffenen, die sich an den Ombudsmann gewandt hatten, über ein ih-
nen postalisch zugesendetes Formular der Weitergabe ihrer Unterlagen zustimmen. Erfolgte keine 
schriftliche Zustimmung, war der Ombudsmann verpflichtet, die Akten, gemäß der anwaltlichen 
Aufbewahrungspflicht, weitere fünf Jahre aufzuheben. Nach Ablauf dieser Frist wurden die Akten 
schließlich vernichtet.11 Es stellt sich hier unweigerlich die Frage, wie viele Unterlagen tatsächlich 
vernichtet wurden und wie viele davon vielleicht hätten helfen können, andere Fälle oder Meldun-
gen zu bestätigen. Dies ist allerdings nicht mehr zu klären.

Durch die berufliche Prägung der dann neuen Ansprechperson veränderte sich der Umgang 
mit beziehungsweise das Verhalten gegenüber den Betroffenen. Bei diesen entstand in den Gesprä-
chen das Gefühl, sie stünden als Beschuldigte vor einem Tribunal. Dass neben der Ansprechperson 
auch zwei Geistliche des Bistums bei den Gesprächen anwesend waren, konnte bei den Betroffenen 
zusätzlich den Eindruck erwecken, allein einer Front von drei Männern des Bistums gegenüber-
zusitzen.12 Ein derartiges Ungleichgewicht führt in der Regel jedoch eher dazu, sich unter Druck 
gesetzt zu fühlen und sich infolgedessen zu verschließen. An anderer Stelle wird geschildert, dass es 
keine offenen, einfühlsamen Gesprächssituationen gab, die der Sensibilität des Themenkomplexes 
entsprochen hätten. Stattdessen hatten die Gespräche Verhörcharakter und schienen auf krimina-
listische Ermittlungen ausgerichtet zu sein. Verstärkt wurde diese Wahrnehmung dadurch, dass die 
Aufnahme der Missbrauchsmeldungen teilweise sogar auf dem Polizeirevier stattfand. Jeweils zu 
Beginn erfolgte eine Belehrung, in der die Betroffenen ermahnt wurden, die Wahrheit zu sagen – 
ein Vorgehen, was eher an die Vereidigung bei einer Aussage vor Gericht erinnert.13 Für die Be-
troffenen dürfte ein polizeilich anmutendes Verhör nicht den vertrauensvollen Rahmen geschaffen 
haben, um sich wirklich öffnen zu können. Hinzu kommt, dass es von Grund auf schon viel Mut 
und Überwindung kostet, sich als Betroffene:r zu melden und das Erlebte zu schildern. Eine Ver-
hörsituation erhöht zusätzlich den Druck, alle Fragen beantworten zu müssen. Teilweise wurden 
Fragen auch mehrfach gestellt, selbst wenn von Betroffenenseite deutlich gemacht wurde, die ent-
sprechenden Fragen nicht beantworten zu können.14 Dies wiederum steigerte den Druck auf die 
Betroffenen nur weiter. Bei manchen Betroffenen entstand so wohl das Gefühl, ausgequetscht statt 
wirklich angehört zu werden. Liegt der Fokus nur auf der Beantwortung von Fragen und nicht auf 
der Erzählung an sich, können zudem möglicherweise Kontexte verloren gehen. Das zumindest ist 

Staatsanwaltschaft weitergegeben wurden, damit diese über die Verjährungsfrage entscheidet, differenziert werden. 
Vgl. Pressekonferenz im Wortlaut, S. 5, 5.11.2010, ABSp 18.148.080.

10	 Vgl. der pilger (Hg.) (11.11.2010), [Aufruf: 13.11.2024].
11	 Vgl. Philip Zimmermann, BOS, Rechtsamt Z/2-11/039, S. 21f.
12	 Informationen entnommen aus dem Transkript des Interviews mit Wolfgang Dreher; Philip Zimmermann, 

BOS, Rechtsamt, Z/2-11/039, S. 27.
13	 Vgl. Philip Zimmermann, BOS, Rechtsamt, Z/2-11/039, S. 27f., 68 und 104; Florian Baader, BOS, Rechtsamt, 

Z/2-13/054, S. 83.
14	 Vgl. Erwin Fried, BOS, Rechtsamt, Z/2-12/025, S. 129.
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eine Beobachtung, die der Betroffene Dennis Thalberg schildert.15 Ebenfalls beanstandet wurde 
von Betroffenen, immer wieder Aussagen machen und das ihnen Angetane erzählen zu müssen. 
Betont wurde die enorme psychische Belastung und die Angst vor einer Retraumatisierung.16 Nach 
Aussage von Markus Hoch hätte es vielleicht geholfen, zu wissen, dass es auch noch andere Be-
troffene desselben Beschuldigten gibt. Mit dieser Information hätte er nicht das Gefühl gehabt, für 
die eigene Glaubwürdigkeit kämpfen und den Missbrauch eigenständig beweisen zu müssen. Al-
lerdings schien es ganz nach polizeilicher Manier gängige Praxis gewesen zu sein, Zeug:innen über 
weitere Beschuldigungen im Unklaren zu lassen, um mögliche Absprachen und Verfälschungen der 
Aussagen zu verhindern.17

Vielfach wurde auch von den Betroffenen kritisiert, dass sie nach ihrer Meldung beim Bistum 
über keine weiteren Schritte informiert worden seien und sich Bistum beziehungsweise Ansprech-
person nach der ersten Anhörung nicht mehr gemeldet hätten.18 Die Betroffenen schildern, sie 
seien der Meinung gewesen, es gäbe keine weiteren Schritte mehr.19 Es scheint der Eindruck ent-
standen zu sein, dass eine Meldung beim Bistum eher ins Leere lief, als wirklich ernsthaft bearbeitet 
worden zu sein. Viele der Betroffenen mussten fünf bis acht Jahre warten, bis wieder Bewegung in 
ihren Fall kam, denn erst die nächsten Ansprechpersonen, eine Diplom-Psychologin und ein Land-
gerichtsdirektor, meldeten sich wieder. Sie verhalfen den Betroffenen zu finanziellen Leistungen in 
Anerkennung des Leids oder boten ihnen an, sich im Betroffenenbeirat (geplant 2020, gegründet 
2021) zu engagieren. Einzelne Betroffene sind nach Jahren des Wartens selbst wieder aktiv gewor-
den. Sie haben sich erneut beim Bistum gemeldet und kritisiert, warum sie keine Informationen 
bekommen hätten.20 Besonders markant ist der Fall von Ulrike Sänger. Dieser wurde nach dem 
Gespräch mit dem Ansprechpartner ohne ersichtlichen Grund nicht weiterbearbeitet. Der Be-
troffenen wurde zugesagt, dass sie im Nachgang des Gesprächs von 2014 Unterlagen erhalte, mit 
denen sie einen Antrag auf Entschädigungsleistungen hätte stellen können. Vier Jahre später hatte 
sie diese Unterlagen noch immer nicht bekommen und es gab nicht mal ein offizielles Protokoll 
des geführten Gesprächs. Frau Sänger hatte nach eigener Aussage das Gefühl, dass ihr Fall nicht 
wichtig genug gewesen wäre, und deshalb sei sie nicht mehr aktiv geworden.21 Dieser Umgang mit 
einer Betroffenen zeigt deutlich, dass auch bis Ende der 2010er Jahre die Sensibilität gegenüber den 
Bedürfnissen von Betroffenen eher gering war und teilweise fast schon schlampig mit Meldungen 
umgegangen wurde. Als Konsequenz der von der Ansprechperson diesbezüglich geäußerten Kritik 
entwickelte sich nach und nach im Ordinariat ein zunehmendes Bewusstsein über die Notwendig-
keit einer strukturierten Aktenführung.22 

15	 Informationen entnommen aus dem Transkript des Interviews mit Dennis Thalberg.
16	 Vgl. Katja Kaufmann, BOS, Rechtsamt, Z/2-12/003, S. 136.
17	 Vgl. Markus Hoch, BOS, Rechtsamt, Z/2-14/179, S. 679.
18	 Vgl. ebd., S. 399–402.
19	 Informationen entnommen aus den Transkripten der Interviews mit Leah Richter, Petra Theissen und Dennis 

Thalberg.
20	 Vgl. Markus Hoch, BOS, Rechtsamt, Z/2-14/179, S. 399–402.
21	 Vgl. Ulrike Sänger, BOS, Rechtsamt, Z/2-15/013, S. 8 und 15.
22	 Vgl. ebd., S. 6f.
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Neben dem wachsenden Verständnis für die technisch-formalen Anforderungen der Aufarbei-
tung verstärkte sich in den letzten Jahren auch das Bewusstsein dafür, welches Gewicht Transparenz 
und Klarheit für die Betroffenen haben und wie wichtig es für sie ist, ernst genommen zu werden. 
Dazu zählt auch die berechtigte Erwartung der Betroffenen, auf gestellte Fragen eine schriftliche 
Antwort zu erhalten und über den aktuellen Stand von Recherchen informiert zu werden. Vor al-
lem dies wurde in der Vergangenheit immer wieder versäumt, was zu großem Unmut unter den Be-
troffenen führte.23 Anscheinend positiv aufgefasst wurde dagegen der Aufruf Bischof Wiesemanns 
2020 an Betroffene, sich beim Bistum zu melden. Gleichzeitig erklärte er seine Bereitschaft, persön-
lich mit ihnen zu sprechen und als Zuhörer und Seelsorger präsent zu sein.24 Für die Betroffenen 
machte dies deutlich, dass die oberste Instanz des Bistums sich für ihre Belange Zeit nahm und ih-
nen die notwendige Ernsthaftigkeit entgegenbrachte. Deshalb wurde dieses Gesprächsangebot wohl 
auch vielfach angenommen und es fanden diverse solcher Gespräche statt.25 

Ein Fall, der besonders markant zeigt, wie sich der Umgang mit Betroffenen über die Zeit ver-
änderte, ist der von Markus Hoch. Dieser hatte sich bereits 2014 beim Bistum gemeldet. In Folge 
der Meldung gab es ein Gespräch zwischen dem Betroffenen und dem Beschuldigten im Beisein 
der Ansprechperson des Bistums. Dieses Gespräch war für den Betroffenen enorm belastend, da 
in der Gesprächsgestaltung viele Fehler gemacht wurden. So kam der Beschuldigte beispielsweise 
mit seinem Anwalt zum Gespräch, während der Betroffene darüber im Vorfeld nicht informiert 
worden war. Die mangelhafte Informationspolitik nahm dem Betroffenen jede Möglichkeit, sich 
ebenfalls um einen Rechtsbeistand zu bemühen, der ihn dann fachlich hätte unterstützen und bera-
ten können. Stattdessen sah sich der Betroffene nicht nur in der Unterzahl, sondern auch wieder in 
eine Ohnmachtsposition gebracht. Dies war jedoch nicht das einzige Fehlverhalten von Seiten des 
Bistums im Gesprächsverlauf. So wurde zusätzlich von der Ansprechperson zugelassen, dass der 
Beschuldigte dem Betroffenen vorwarf, sich den Missbrauch nur ausgedacht zu haben, und den Be-
troffenen der Verleumdung bezichtigen konnte.26 Zusätzlich zu diesem Gespräch hat der damalige 
Generalvikar zwar zusammen mit dem Rechtsamt und den Missbrauchsbeauftragten ergänzende 
Informationen zu diesem Fall eingeholt und ihn an die Staatsanwaltschaft weitergegeben; eine kir-
chenrechtliche Voruntersuchung wurde allerdings nicht eingeleitet. Begründet wurde dies damit, 
dass der Beschuldigte sich schon im Ruhestand befände und keine akute Gefahr mehr von ihm 
ausgehe. Über keinen dieser Schritte wurde Herr Hoch informiert. Herr Hoch reagiert darauf mit 
Unverständnis und Wut.27 Bei ihm konnte so der Eindruck entstehen, das Bistum stehe eher hinter 
dem Beschuldigten als hinter dem Betroffenen. Markus Hoch meldete sich über die Jahre immer 
wieder beim Bistum, um seinem Unmut über die faktische Untätigkeit des Ordinariats Ausdruck 
zu verleihen. Unter anderem bezog er sich dabei auf ein Umgangsverbot mit Kindern und Jugend-
lichen, das gegen den Beschuldigten ausgesprochen wurde. Dennoch gab es nach Hochs Aussage 

23	 Vgl. Markus Hoch, BOS, Rechtsamt, Z/2-14/179, S. 507.
24	 Vgl. Robert Michels, BOS, Rechtsamt, Z/2-21/003, S. 1 und 42. 
25	 Vgl. der pilger (Hg.) (9.12.2020), [Aufruf: 28.11.2024].
26	 Vgl. Markus Hoch, BOS, Rechtsamt, Z/2-14/179, S. 293 und 302.
27	 Vgl. ebd., S. 345, 395 und 399–402.
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Fotos des Beschuldigten von 2019, die diesen mit Kindern und Jugendlichen zeigen.28 Erst 2020 
wurde die kirchenrechtliche Voruntersuchung im Fall Hoch offiziell angeordnet und durchgeführt. 
Auf diese Weise wurde nun allen Betroffenen signalisiert, dass Fällen auch noch rückwirkend nach-
gegangen werden kann.29 Für eine wachsende Sensibilität im Umgang mit Betroffenen und dem 
Respektieren ihrer Glaubwürdigkeit im Ordinariat spricht auch, dass seit 2020 Strafverfahren gegen 
unbekannt eingeleitet werden, wenn sich Betroffene nicht mehr an Namen der Beschuldigten erin-
nern können.30 Es wird inzwischen anerkannt, dass Menschen Missbrauch erlebt haben, auch wenn 
sie keine konkreten Namen nennen können.

Ein weiterer Aspekt, der bei Betroffenen vielfach auch heute noch für großes Unverständnis 
sorgt, ist die Höhe der finanziellen Leistungen, die ausgezahlt wurden und werden. Bei den Zah-
lungen geht es vor allem um die materiellen Leistungen in Anerkennung des Leids, die Übernahme 
von Therapiekosten und die sonstige finanzielle Unterstützung, zum Beispiel bei Wohnungsfragen 
oder medizinisch notwendigen Maßnahmen.31 Allerdings ist die Höhe dieser Zahlungen für die 
Betroffenen häufig unverständlich. Das größte Problem dabei ist, dass verschiedene Zuständigkei-
ten nicht nachvollziehbar sind. So herrscht unter anderem im Betroffenenbeirat die Vorstellung 
„Kirche ist Kirche“. Vom Betroffenenbeirat werden alle Gruppierungen, Kommissionen und Ge-
meinschaften als Teil einer Kirche wahrgenommen und dementsprechend gilt das Ordinariat bezie-
hungsweise der Bischof als für alles verantwortlich und zuständig. Es ist schwierig, den Betroffenen 
zu vermitteln, dass das Bistum nicht für die Festlegung der Auszahlungshöhe der Anerkennungs-
leistungen zuständig ist, sondern eine unabhängige, von der Bischofskonferenz eingerichtete Kom-
mission.32 Dies führt zu Unmut und Unverständnis darüber, warum es keine einheitliche, nachvoll-
ziehbare und leicht verständliche Erklärung für die Instanzen zur Anerkennung des Leids gibt. In 
verschiedenen Gesprächen hat auch die Ansprechpartnerin für sexuellen Missbrauch des Bistums 
geschildert, wie schwierig es für Laien ist, kirchliche Strukturen und Zuständigkeiten zu verstehen. 
Noch undurchsichtiger wird die Lage aus Sicht der Betroffenen angesichts der Fälle, in welchen 
sich das Bistum für die Korrektur von Fehleinschätzungen engagierte oder sich selbstständig ent-
schied, Betroffenen Geld auszuzahlen.33 Kritisiert wird weiter das Fehlen einheitlicher Regelungen 
für die Höhe der Auszahlungssumme oder dass diese zumindest nicht öffentlich einsehbar sind. 
Gibt es (objektive) Kriterien, die zur Bewertung eines Falls angelegt werden? Welche Aspekte spie-
len bei der Entscheidung eine Rolle? Werden körperliche, emotionale, psychische und finanzielle 
Langzeitfolgen des Missbrauchs berücksichtigt? Entspricht die Höhe der Summe der Schwere des 
Falls oder doch eher der Lautstärke der Forderung nach Entschädigungen? Auf diese Fragen be-

28	 Vgl. ebd., S. 397 und 412.
29	 Vgl. ebd., S. 465.
30	 Vgl. Bert Glöckner, BOS, Rechtsamt, Z/2-20/420, S. 66.
31	 Vgl. Markus Hoch, BOS, Rechtsamt, Z/2-14/179, S. 296–308, 705 und 720–731. 
32	 Die zuständige Kommission ist die „Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen“ (UKA). Für einen 

Überblick über die UKA und das Verfahren vgl. Kap. 4.1 Aufarbeitung im Bistum Speyer.
33	 Vgl. Philip Zimmermann, BOS, Rechtsamt, Z/2-11/039, S. 196–229; Katja Kaufmann, BOS, Rechtsamt, Z/2-

12/003, S. 61; Michael Rothschild, BOS, Rechtsamt, Z/2-12/069, S. 79; Daniela Kuster, BOS, Rechtsamt, Z/2-
12/172, S. 82f.
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kommen die Betroffenen keine Antwort. Anhand der Betroffenenakten wird deutlich, dass enorme 
Unterschiede in der Höhe der Zahlungsleistungen bestehen. Manche Betroffene bekommen immer 
wieder ohne weitere Begründung große Summen zuerkannt, während andere Betroffene lange um 
die Übernahme von medizinisch notwendigen Kosten im kleineren vierstelligen Bereich ringen 
mussten.34 Einerseits erhalten Betroffene nach der offiziellen Empfehlung Beträge im vierstelligen 
Bereich, andererseits werden Betroffenen in erster Instanz Beträge zugesprochen, die zehnmal so 
hoch waren.35 Sind Betroffene mit der ausgezahlten Summe unzufrieden, wenden sie sich erneut 
mit weiteren Forderungen an das Bistum. Da jedoch der Spielraum auf Bistumsseite begrenzt ist, 
kann diese Vorgehensweise von Neuem Betroffene enttäuschen oder verärgern.36 Es ist schwierig, 
aus einer Beobachterperspektive final zu beurteilen, wie die extremen Unterschiede in der Aus-
zahlung wahrgenommen und verarbeitet wurden und werden. Doch die Ungleichbehandlung der 
Betroffenen seitens der UKA bleibt irritierend. Für die Bearbeitung künftiger Meldungen wäre ein 
Verfahren wünschenswert, das die Entscheidungsfindung für die Empfehlungen der Auszahlungs-
höhe transparenter, zugänglicher und für die Betroffenen nachvollziehbarer gestaltet. Allerdings 
muss eine Veränderung des Verfahrens nicht durch das Bistum Speyer, sondern die Deutsche Bi-
schofskonferenz eingeleitet werden.

Auch die im Bistum Speyer tätigen Ordensgemeinschaften waren in den stattgefundenen Miss-
brauch verwickelt. Es ist daher notwendig, auch deren Umgang mit Betroffenen in den Blick zu 
nehmen. Sehr sprechend für das Verhalten der Orden ist das Beispiel des Johanneums in Homburg, 
einem Internat unter der Leitung der Hiltruper Missionare.37 2010 machten einige Betroffene, die 
im Johanneum Missbrauch erlebt hatten, diesen öffentlich bekannt und forderten eine konsequente 
Aufarbeitung. Die Reaktionen des verantwortlichen Ordens wurden von Betroffenen jedoch eher 
als ein Schlag ins Gesicht empfunden. Zwar erklärte der Orden, man wolle alles für eine umfängli-
che Aufarbeitung unternehmen. Aber faktisch wurden Betroffene ignoriert, Gespräche beziehungs-
weise Vermittlungsversuche abgelehnt und Behauptungen aufgestellt, man habe bis 2010 nichts 
von dem Missbrauch gewusst. Weder Transparenz noch Information waren von Ordensseite zu 
erwarten, was bei den Betroffenen für massive Kritik und großes Unverständnis sorgte.38 An diesem 
Verhalten des Ordens lässt sich erkennen, dass der Schutz des Ordens höher priorisiert wurde als 
die Forderungen der Betroffenen. Das Schweigen, das der Orden den Betroffenen entgegenbrachte, 
und der Mangel an Bereitschaft zur ehrlichen Aufarbeitung machten die Betroffenen zusätzlich 
wütend.39 Verstärkt wurde ihre Empörung durch den Abschlussbericht des Ordens, der schon ein 
halbes Jahr nach der Offenlegung des Missbrauchs vorgestellt wurde. Im Bericht erkennt der Orden 

34	 Vgl. Markus Hoch, BOS, Rechtsamt, Z/2-14/179, S. 426, 607, 705 und 720–731; Philip Zimmermann, BOS, 
Rechtsamt, Z/2-11/039, S. 135 und 141.

35	 Vgl. Leon Baier, BOS, Rechtsamt, Z/2-21/105, S. 117; Katja Kaufmann, BOS, Rechtsamt, Z/2-12/003, S. 61; In-
formationen entnommen aus dem Transkript des Interviews mit Dennis Thalberg. 

36	 Vgl. Markus Hoch, BOS, Rechtsamt, Z/2-14/179, erste Teilakte.
37	 Zum Johanneum und den anderen Hotspot-Einrichtungen vgl. Kap. 3.2 Sexueller Missbrauch in den (ordensge-

führten) Einrichtungen der Jugendfürsorge und den katholischen Internaten im Bistum Speyer.
38	 Vgl. Initiative Ehemaliger Johanneum (IEJ) (Hg.) (6.7.2010), [Aufruf: 3.12.2024].
39	 Informationen entnommen aus dem Transkript des Interviews mit Mike Hartmann.
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lediglich sechs Betroffene und zwei Beschuldigte an und erklärt die Aufarbeitung damit für ab-
geschlossen.40 In der Folge wurde von Ordensseite kategorisch ausgeschlossen, dass es noch mehr 
Missbrauchsfälle geben könnte. Das machte es für weitere Betroffene deutlich schwieriger, sich zu 
melden und gehört zu werden. Der Abschlussbericht berücksichtigt außerdem nur die Betroffenen, 
die sich direkt beim Orden gemeldet haben. Meldungen beim Bistum erkannte der Orden nicht 
an.41 Dies zeigte erneut, wie wenig sich der Orden für die Bedürfnisse von Betroffenen interessierte. 
Es wurde nicht darüber nachgedacht, was ein Gespräch mit einem Mitbruder des eigenen Peinigers 
in einem Betroffenen an Retraumatisierungen auslösen und dass die Angst davor Meldungen ver-
hindern kann. Um solche für die Betroffenen belastenden Situationen zu vermeiden, wurde 2021 
definiert, dass sich Betroffene gleichermaßen an Bistum und Orden wenden können.42 Beide Insti-
tutionen haben sich mittlerweile verpflichtet, die Meldung anzuerkennen und Gesprächsprotokolle 
oder Informationen an die jeweils andere Institution weiterzugeben.43 Die neue Regelung zeigt, dass 
nunmehr die Bedürfnisse der Betroffenen eher im Fokus stehen und diese entlastet werden sollen.

Von Seiten des Bistums nahmen sich 2010 Ombudsmann und Generalvikar Zeit, um mit den 
Betroffenen zu sprechen und ihnen zuzuhören. Im Umgang mit Betroffenen und dem Orden zog 
man sich allerdings auf die Rolle eines Vermittlers zwischen den beiden Parteien zurück. Trotzdem 
wurde die Gesprächsbereitschaft des Bistums von den beteiligten Betroffenen geschätzt, weil ihre 
Anliegen und sie als Personen mit einer gewissen Ernsthaftigkeit behandelt wurden.44

Auch im Kontext der Ordensanschuldigungen sorgen die möglichen finanziellen Leistungen in 
Anerkennung des Leids für Unmut bei den Betroffenen. Streitigkeiten oder Unklarheiten über den 
jeweiligen Anteil von Orden und Bistum an den geplanten Zahlungsleistungen wirken sich extrem 
zeitverzögernd aus. Das Bistum erwartet von den Orden, dass diese sich an den Auszahlungen be-
teiligen. Solange die Orden jedoch nicht bereit sind, ihren Teil zu bezahlen, will auch das Bistum 
keine Zahlungen tätigen. Für die Betroffenen ist dies nicht zu verstehen, weil auch in dieser Situati-
on wieder der Gedanke von „Kirche ist Kirche“ greift. Kircheninterne Machtkämpfe um Zuständig-
keiten sind für die Betroffenen nicht von Interesse. Bleiben die Zahlungen aus oder lassen aufgrund 
von undurchsichtigem Kompetenzgerangel auf sich warten, wächst die Unzufriedenheit gegenüber 
der Kirche immer weiter. Schnell kann auf Seiten der Betroffenen das Gefühl aufkommen, nur ver-
tröstet zu werden. Häufig ziehen sich die Orden auf das Argument des Geldmangels zurück. Ange-
führt werden dabei Aspekte wie fehlendes Einkommen, mangelnder Nachwuchs, überalterte Kon-
vente und pflegebedürftige Mitbrüder oder -schwestern.45 Scheinen diese Argumente zwar objektiv 
nachvollziehbar, kann bei Betroffenen dennoch der Eindruck entstehen, dass das erlebte Leid, der 
Missbrauch und die gemachten Fehler nicht anerkannt werden oder gar weiterhin vertuscht werden 
sollen. Um künftig besser mit den Betroffenen umzugehen und ihnen zunehmend das Gefühl zu 

40	 Vgl. Neuheisel (2010), Saarbrücker Zeitung, S. B1.
41	 Vgl. IEJ (13.9.2012), [Aufruf: 4.12.2024].
42	 Vgl. Schreiben des Generalvikars an die Niederbronner Schwestern, S. 1f., 4.5.2021, BOS, Rechtsamt, Z/2-20/090.
43	 Vgl. Manuela Trommler, BOS, Rechtsamt, Z/2-18/297, S. 92f.
44	 Vgl. IEJ (Hg.) (6.7.2010), [Aufruf: 4.12.2024].
45	 Vgl. Katja Kaufmann, BOS, Rechtsamt, Z/2-12/003, S. 215 und 217f.
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geben, angemessen aufzuarbeiten, müssen die Quotierungsregelungen von 2021 verschärft und die 
Orden konsequenter in die Pflicht genommen werden, ihren Anteil der Anerkennungszahlungen 
zu leisten. Trotzdem ist es wichtig, dass Doppelzuständigkeiten von Bistum und Orden klar kom-
muniziert und erklärt werden. Die geteilte Zuständigkeit darf nicht zu Lasten der Betroffenen ge-
hen, etwa durch unterschiedliche Beurteilungen bei den von beiden Institutionen durchgeführten 
Plausibilitätsprüfungen und damit verbundene Verzögerungen.46

Insgesamt zeigen die Veränderungen im Umgang mit Betroffenen sehr markante Parallelen zu 
der Bedeutung, die dem Thema des sexuellen Missbrauchs von der Bistumsleitung und dem AGR 
beigemessen wurde. Die zeitlichen Zäsuren überschneiden sich dabei nicht nur mit den personellen 
Wechseln der vom Bistum beauftragten Ansprechpersonen, sondern auch mit dem Bekanntwer-
den neuer Missbrauchs-Hotspots. In der Anfangszeit um 2002 herum, als der Missbrauch in den 
USA und Irland öffentlich wurde, spielten die Betroffenen im Bistum Speyer kaum eine Rolle für 
die Aufarbeitung. Meldungen wurden wenig ernst genommen und das Bedürfnis Betroffener, über 
das weitere Vorgehen informiert zu werden, fand keine Berücksichtigung. Die Konsequenzen für 
Beschuldigte waren relativ gering und für die Betroffenen war es schwer zu ertragen, so wenig An-
erkennung zu erhalten. Die erste große Veränderung im Umgang mit Betroffenen ist im Jahr 2010 
festzustellen. Es wurden Gesprächsangebote geschaffen durch den Ombudsmann beziehungsweise 
die vom Bistum eingesetzte Ansprechperson, aber auch mit dem Bischof. Die beiden erstgenannten 
waren eher wie ein polizeiliches Verhör angelegt, was für einige Betroffene psychisch sehr belastend 
war. Die Gespräche mit dem Bischof sollten dagegen in erster Linie seelsorglichen Raum schaffen, 
in dem Betroffene alles schildern konnten, was sie beschäftigte. Allerdings war es auch 2010 noch 
nicht systemimmanent, Betroffene über weitere Schritte, über den aktuellen Stand ihres Falles und 
neue Rechercheergebnisse zu informieren, was weiterhin große Unzufriedenheit zur Folge hatte. 
Trotzdem dauerte es weitere zehn Jahre, bis es selbstverständlich wurde, genau dies ungefragt zu 
tun und den Informations- beziehungsweise Kommunikationsfluss beständig aufrechtzuerhalten. 
Erst in den letzten Jahren stieg auf Seiten des Bistums die Bereitschaft an, die Bedürfnisse der Be-
troffenen anzuerkennen. Das Bewusstsein wuchs, wie wichtig es für Betroffene ist, ernst genommen 
zu werden, Antworten und Informationen zu bekommen und Teil der aktiven Aufarbeitungsarbeit 
zu sein. Auf Seiten der Ordensgemeinschaften ist diese Haltung deutlich seltener anzutreffen. Oft 
fehlt es an Bereitschaft, konsequent im eigenen Orden aufarbeiten zu wollen und auf Betroffene 
zu- und einzugehen. Zwar gibt es mittlerweile einzelne wissenschaftliche Aufarbeitungsprojekte der 
Orden,47 es ist jedoch anzunehmen, dass diese eher durch den zu groß gewordenen äußeren Druck 
als durch eigene Bereitschaft zur Aufarbeitung zustande kamen. Die Betroffenen reagieren auf die 
Haltung vieler Orden nicht selten mit Frustration und teilweise auch Wut. Mit Blick auf die Orden 
ist vor allem auch das Unverständnis der Betroffenen über unterschiedliche Zuständigkeiten inner-
halb der „einen Kirche“ zu nennen.

46	 Vgl. Manuela Trommler, BOS, Rechtsamt, Z2/18/297, S. 92.
47	 Ein solches ist beispielsweise das Projekt zur Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in Bildungseinrichtungen der 

Herz-Jesu-Missionare. Informationen über die Konzeption des Projekts sind auf der Seite der Kommission für Zeit-
geschichte zu finden.
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Zusammenfassend lässt sich sagen, die Veränderungen im Umgang mit Betroffenen unterlagen 
und unterliegen einem langwierigen Prozess, der bereits mehrfach angepasst und weiterentwickelt 
wurde. Trotz der grundsätzlich nicht in Frage zu stellenden Bemühungen im Bistum Speyer wurden 
in der Vergangenheit Fehler gemacht, die für die Betroffenen zum Teil enorme Belastungen dar-
gestellt haben. Der Umgang mit Missbrauchsmeldungen hat sich bis heute deutlich verändert und 
fokussiert sich nunmehr stärker auf die Bedürfnisse der Betroffenen, die konsequentere Verfolgung 
der Beschuldigten und die Präventionsarbeit. Dennoch ist Aufarbeitung mit den Betroffenen ein 
nach wie vor andauernder Lernprozess, in dem es auf allen Ebenen weiterhin Bereitschaft braucht, 
diesen auch in Angriff zu nehmen. 
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